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Zusatzkollektivvertrag  

zur durchrechenbaren Normalarbeitszeit  

für Angestellte im Produktionsbereich 

 

Artikel I  
Geltungsbereich 

a. Räumlich: für alle Bundesländer der Republik Österreich 

b. Fachlich: für alle Mitgliedsfirmen des Fachverbandes der Nahrungs- und 

Genussmittelindustrie. 

c. Persönlich: für alle Angestellte, die in den unter b) angeführten Betrieben im 

Produktionsbereich und damit im unmittelbaren Zusammenhang stehenden 

Abteilungen (z.B.: Labor, Lager, usw.) beschäftigt sind. 

d. Geltungsbeginn: Dieser Zusatzkollektivvertrag tritt mit 01. Juli 2006 in Kraft. 

 

Artikel II   
Ergänzungen zu § 4 RKV „Normalarbeitszeit“ 

Der § 4 des RKV wird für Arbeitnehmer, die im Produktionsbereich und damit im 

unmittelbaren Zusammenhang stehenden Abteilungen (z.B.: Labor, Lager, usw.) tätig 

sind, um folgende Absätze ergänzt. 

Absatz 3a 

Bei mehrschichtiger Arbeitsweise ist ein Schichtplan zu erstellen. In Betrieben mit 

Betriebsrat ist über den Schichtplan eine Betriebsvereinbarung im Sinne des § 97 ArbVG 

abzuschließen.  

Innerhalb dieser mehrschichtigen Arbeitsweise darf entweder 

- die sich aufgrund der Regelungen gem. § 4 Abs. 1 ergebende Normalarbeitszeit 

im wöchentlichen Durchschnitt 

oder 

- bei Durchrechnung der Normalarbeitszeit gemäß § 4 b die für den jeweiligen 

Verband geltende Normalarbeitszeit gemäß § 4 Abs. 1 im Durchschnitt innerhalb 

des Durchrechnungszeitraumes nicht überschritten werden. 

Diesfalls ist die Regelung des § 4 b Abs. 3 auf die Wochenstundenanzahl, die sich 

im Durchschnitt des Schichtturnus ergibt, zu beziehen, wobei innerhalb von 26 



 2

Wochen nicht mehr als 13 Wochen und 3 aufeinander folgenden Wochen  45 

Stunden in der Woche gearbeitet werden darf. 

Absatz 3b 

Im Einvernehmen mit dem Betriebsrat kann die wöchentliche Normalarbeitszeit in 

einzelnen Wochen auf bis zu 56 Stunden ausgedehnt werden.  

Absatz 10 

Gemäß § 11 Abs. 2 bis 3 Kinder- und Jugendlichenbeschäftigungsgesetz (KJBG), BGBl. 

1987/599 idgF. Kann die wöchentliche Normalarbeitszeit der Jugendlichen an jene der 

erwachsenen Arbeitnehmer(innen) angeglichen werden. Dabei darf die tägliche 

Normalarbeitszeit 9 Stunden und die wöchentliche Normalarbeitszeit 45 Stunden nicht 

überschreiten. 

Absatz 11 

Die tägliche Normalarbeitszeit kann außer in den gesetzlich vorgesehen Fällen 10 

Stunden betragen, wenn die gesamte Wochenarbeitszeit regelmäßig auf vier 

zusammenhängende Tage verteilt wird. 

 

Artikel III  
Einfügung eines § 4 b RKV 

Der § 4 b gilt für Arbeitnehmer, die im Produktionsbereich und damit im unmittelbaren 

Zusammenhang stehenden Abteilungen (z.B.: Labor, Lager, usw.) tätig sind. 

1) Anstelle der in § 4 Abs. 1 RKV angeführten Regelungen kann mittels 

Betriebsvereinbarung oder  - wenn kein Betriebsrat besteht – mittels schriftlicher 

Einzelvereinbarung, wobei die Kollektivvertragsparteien über diese 

Einzelvereinbarungen zu informieren sind, für Betriebe oder Betriebsabteilungen die 

wöchentliche Normalarbeitszeit innerhalb eines Zeitraumes von 26 Wochen 

ungleichmäßig so verteilt werden, dass sie im wöchentlichen Durchschnitt die gemäß 

§ 4 Abs. 1 RKV geltende wöchentliche Normalarbeitszeit nicht überschreitet. Die 

wöchentliche Normalarbeitszeit darf 45 Stunden nicht überschreiten und 32 Stunden 

nicht unterschreiten. Eine Unterschreitung ist dann zulässig, wenn der Zeitausgleich 

in Form von ganzen Tagen erfolgt. Der Durchrechnungszeitraum von 26 Wochen kann 

durch Betriebsvereinbarung auf bis zu 52 Wochen verlängert werden. 

2) Das Ausmaß und die Lage der Arbeitszeit in den einzelnen Wochen ist in der 

Betriebsvereinbarung – bzw. schriftlichen Einzelvereinbarung – nach Möglichkeit für 

den gesamten Durchrechnungszeitraum festzulegen. Abweichungen von der so in den 

einzelnen Wochen festgelegten Normalarbeitszeit sind im Einvernehmen mit dem 
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Betriebsrat – bzw. wenn kein Betriebsrat besteht, mit dem/der betroffenen 

Arbeitnehmer/-in festzulegen. 

3) Für Wochenstunden nach der 40. bis einschließlich der 45. geleisteten Wochenstunde 

gebührt ein Zuschlag von 15%. Unberührt davon bleiben Regelungen für Mehrarbeit 

bis zur 40. Stunde. 

4) Ist am Ende des Durchrechnungszeitraumes der Zeitausgleich nicht vollständig 

erfolgt, so sind Zeitguthaben (Grundstunde und Zeitzuschlag) wie Überstunden 

abzurechnen. 

5) Steht die Lage des Zeitausgleiches nicht von vorhinein fest, so ist dies einvernehmlich 

zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer festzulegen. Kommt keine Einigung 

zustande, so ist der Betriebsrat hinzuzuziehen. 

6) Bei Zusammentreffen einer vereinbarten durchrechenbaren Normalarbeitszeit im 

Sinne dieses Paragrafen und einer Einarbeitsvereinbarung in Verbindung mit 

Feiertagen im Sinne des entsprechenden Kollektivvertrages dürfen 45 Stunden 

Normalarbeitszeit pro Woche nicht überschritten werden.  

7) Zulagen und Zuschläge sind in jenem Gehaltsabrechnungszeitraum zu 

berücksichtigen, in dem die Arbeitsstunden geleistet werden. 

8) Scheidet ein/e Arbeitnehmer/-in während des vereinbarten 

Durchrechnungszeitraumes aus, so gebührt für die bis zum Ausscheiden im Verhältnis 

zur durchschnittlichen Normalarbeitszeit zuviel geleistete Arbeit 

Überstundenentlohnung. Endet das Arbeitsverhältnis durch unberechtigten 

vorzeitigen Austritt oder begründete Entlassung, so gebührt 

Normalstundenentlohnung. 

9) Das im Verhältnis zur geleisteten Arbeit bis zum Ausscheiden gegenüber der 

durchschnittlichen Normalarbeitszeit zuviel erhaltene Entgelt hat der/die 

Arbeitnehmer/-in dann zurückzuzahlen, wenn er/sie selbst kündigt, ohne wichtigen 

Grund vorzeitig austritt oder begründet entlassen wird. 

 

Artikel IV 
 Ergänzung des § 5 Überstundenarbeit 

Der § 5 des RKV wird für Arbeitnehmer, die im Produktionsbereich und damit im 

unmittelbaren Zusammenhang stehenden Abteilungen (z.B.: Labor, Lager, . . . ) tätig 

sind, um folgenden Absatz 15 ergänzt. 

Absatz 15 

Im Einvernehmen mit dem Betriebsrat kann von der Möglichkeit des § 7 Abs. 2 

Arbeitszeitgesetz (AZG) Gebrauch gemacht werden. 
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Artikel V  
Zuschläge 

Angestellte, die an einem Arbeitszeitmodell im Sinne dieses Zusatzkollektivvertrages 

teilnehmen, haben für die Dauer der Teilnahme an einem solchen Arbeitszeitmodell 

Anspruch auf die gleichen Zuschläge wie Arbeiter. 

 

Wien, am 15. Mai 2006 

 

FACHVERBAND DER NAHRUNGS- UND GENUSSMITTELINDUSTRIE 
 

               Obmann Geschäftsführer 
 
 
 
      GD KR DI MARIHART     Dr. BLASS 
 
 
 
 

ÖSTERREICHISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 
Gewerkschaft der Privatangestellten 

 
    Vorsitzender                                                          Geschäftsbereichsleiter 
 
 
  
      KATZIAN      PROYER 
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 NEUMÄRKER                                                   Mag. HIRNSCHRODT 


